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Seit 1948 besteht zwischen Belgien, den Niederlanden und Luxemburg bereits die
Benelux-Union. Der während des 2. Weltkrieges gestartete Versuch einer bes-
seren ökonomischen Zusammenarbeit dreier miteinander verwandter Staaten
wurde durch den Ost-West-Konflikt in seinen Rahmenbedingungen verändert und
durch die Gründung neuer funktionaler Wirtschaftsorganisationen wie GATT und
OEEC (seit 1960 OECD) überlagert. Schließlich wurde durch den westeuropäi-
schen Integrationsprozeß die Benelux-Union in der öffentlichen Meinung stief-
mütterlich behandelt. Es darf jedoch nicht vergessen werden, daß die Benelux-
Union sowohl ökonomisch als auch politisch äußerst erfolgreich auftritt.

Die Benelux-Union bildet für die Europäische Gemeinschaft eine Art Pionier-
funktion, eine Art Laboratorium, in dem zukünftige Gemeinschaftspolitiken
getestet werden, die später dann Anwendung in der EG finden können. So wurde
die Benelux-Union als Paß- und Zollunion wesentlich früher als die EG ver-
wirklicht. Seit dem 1. Januar 1991 sind sämtliche Waren- und Personenkontrollen
an den Binnengrenzen aufgehoben. Auch das Schengener Abkommen, das auf
nachdrückliche Initiative der Benelux-Staaten zustandekam, zeigt deren besondere
Rolle. Somit hat die Benelux-Union trotz der EG für die drei Staaten eine große
Bedeutung.

Belgien

Die zentralen europapolitischen Themen Belgiens waren 1990 die Entwicklung
der EG zur Politischen Union, das Problem der Sitzfrage des Europäischen
Parlaments und Belgiens Position zur deutschen Einheit.

Im Frühjahr 1990 äußerte Premierminister Martens, inzwischen mit mehr als
zehn Dienstjahren der dienstälteste Regierungschef der EG-Mitgliedstaaten, seine
tiefe Besorgnis über die Fortentwicklung der EG angesichts der Entwicklungen
in Mittel- und Osteuropa. Martens befürchtete, daß die EG in eine paneuropäi-
sche Union verwandelt werden könnte, in der nur auf intergouvernementaler
Ebene Entscheidungen gefällt würden. Nach Auffassung von Martens seien viele
in der EG jetzt geneigt, "von getroffenen Absprachen abzurücken und der 'Erwei-
terung' statt der 'Vertiefung' der EG Priorität einzuräumen . Der belgische
Premierminister warnte davor, daß eine gefügige Gemeinschaft, die mit weniger
Verantwortung ausgestattet wäre, schwächere Institutionen besäße und keine
ambitiösen Ziele verfolge, weniger demokratisch strukturiert wäre und somit auch
keine Ausstrahlungskraft auf die Staaten Mittel- und Osteuropas besäße3. Er
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diagnostizierte eine zunehmende Orientierungslosigkeit der Gemeinschaft. Da
aber die EG gerade durch ihre Anziehungskraft entscheidend zu den Umwälzun-
gen in Mittel- und Osteuropa beigetragen hätte, müsse sie auch auf dem Weg der
wirtschaftlichen und politischen Einigung weiter voranschreiten. "Bündeln wir
unsere Kräfte, um das Ideal wiederzubeleben, das einst die Gründungsväter der
EWG beseelt hat . So spricht sich die belgische Regierung eindeutig für eine
Vertiefung der Gemeinschaft vor einer Erweiterung aus, da nur eine gefestigte
Gemeinschaft in der Lage wäre, den Beitritt der reformwilligen Staaten Mittel-
und Osteuropas zu ermöglichen5.

Im März 1990 legte die belgische Regierung ein europapolitisches Memoran-
dum vor, in dem sie ihren EG-Partnern eine Reihe von Vorschlägen über die
zukünftige Struktur und Entwicklung der Gemeinschaft unterbreitete. Diese
Vorschläge zielen auf eine Stärkung des demokratischen Charakters der Gemein-
schaft, die Kodifizierung des Subsidiaritätsprinzips und die Verbesserung der
Einbeziehung der Außenpolitik in die Gemeinschaft. Das Memorandum stand
faktisch unter den Leitbegriffen Effizienzsteigerung, Demokratisierung, Sub-
sidiarität und politische Kohärenz.

Im institutionellen Bereich plädiert die belgische Regierung für die Anwendung
der qualifizierten Mehrheitsentscheidung im Rat als Regelfall für alle vom Rat zu
treffenden Entscheidungen, die die Römischen Verträge vorsehen. Ausnahmen
sollen sehr restriktiv gehandhabt werden. So soll z.B. in bezug auf Art. 235
EWGV, in Fragen der Erweiterung sowie bei Vertragsänderungen Einstimmigkeit
beibehalten werden6. Wie auch die Niederlande setzt sich Belgien für eine
Stärkung der Rolle der Kommission ein. Aber anders als die Niederlande will
Belgien die Rolle des Präsidenten der EG-Kommission gestärkt wissen. Er soll
vom Europäischen Parlament auf der Grundlage einer vom Europäischen Rat
eingereichten Kandidatur durch qualifizierte Mehrheit gewählt werden, um
dadurch bei der Auswahl der übrigen Kommissionsmitglieder, die verringert
werden sollen, ein größeres Mitspracherecht auszuüben. Gleichzeitig müsse der
Rat im Sinne der EEA der EG-Kommission so weit wie möglich Verantwortung
übertragen7. Im Memorandum fordert Belgien eine deutliche Stärkung der
Kompetenzen des Europäischen Parlaments, nicht zuletzt um das Demokratiedefi-
zit der EG abzubauen. Das Europäische Parlament soll durch eine Kooperations-
prozedur an allen Legislativakten, die der Rat mit qualifizierter Mehrheit trifft,
beteiligt werden. Außerdem soll es Entscheidungen des Rates innerhalb von drei
Monaten annullieren können, wenn sich im Parlament dafür eine absolute Mehr-
heit findet8. Des weiteren spricht sich die belgische Regierung für die Wahl des
Kommissionspräsidenten durch das Europäische Parlament ebenso aus wie für
eine Stärkung der Rolle der Ausschüsse sowie für die Zuweisung des legislativen
Initiativrechts für den Fall, daß die Kommission nicht tätig wird .

Angesichts der Entwicklungen in Mittel- und Osteuropa wird nach belgischer
Auffassung eine gemeinsame Außenpolitik der Mitgliedstaaten immer dringender.
Nicht nur eine gemeinsame "neue Ostpolitik" und eine gemeinsame Position im
Rahmen der KSZE wird gefordert, sondern auch eine gemeinsame Politik gegen-
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über den großen Mächten. Deshalb sollten die Außenminister zusammentreffen
und sich auf ein Rahmenwerk von Richtlinien und Prinzipien in der Außenpolitik
einigen .

Das Ziel des Memorandums intendiert eine Beschleunigung der Politischen
Union, die sich zunächst auf die 12 Mitgliedstaaten beschränken soll, um dann als
politischer und ökonomischer Stabilitätsanker mit den anderen europäischen
Staaten Beziehungen verschiedenster Art aufnehmen zu können. So war es auch
nur konsequent, daß sich Premierminister Martens intensiv für die schnelle
Debatte der Finalität der EG einsetzte und sich für eine rasche Realisierung der
Wirtschafts- und Währungsunion wie auch der Politischen Union aussprach11.

Nach belgischen Vorstellungen soll der Binnenmarkt in einen gemeinsamen
Rechtsraum einmünden, der wiederum zum Vehikel für die verschiedensten
Politikfelder werden könnte. In diesem Zusammenhang legt Belgien Wert auf die
Sozial- und Beschäftigungspolitik, für die die Regierung im Oktober 1990 eine
Revision der Römischen Verträge forderte.

Die Haltung zur Wirtschafts- und Währungsunion

Belgien verspricht sich bessere Ergebnisse durch die Realisierung des Binnen-
marktes als die Europäische Gemeinschaft in ihrer Gesamtheit. So errechnete der
Planungsstab beim Wirtschaftsministerium nach der Realisierung des Binnenmark-
tes einen Zuwachs des Inlandsproduktes um 4,5%, der Beschäftigung um 2%
sowie eine Reduzierung der Verbraucherpreise um 5% . Auch wird der Binnen-
markt nach dieser vorsichtigen Berechnung das Staatshandelsdefizit, das heute
125% des belgischen Sozialprodukts beträgt, stärker abbauen als im gesamten
Durchschnitt der Europäischen Gemeinschaft. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund
dieser optimistischen Erwartungen unterstützt Belgien die Realisierung des
Binnenmarktes nachdrücklich. Auf dem Studientag "Europa 92" kündigte Premier-
minister Martens 1989 eine schnelle Umsetzung der EG-Richtlinien in nationales
Recht ebenso an wie eine Verbesserung der Koordination der Europapolitik. Die
Wirtschafts- und Währungsunion wird in Belgien als parallel zum Binnenmarkt
anzustrebendes Ziel gesehen.

Wenn Belgien auch nachdrücklich die Wirtschafts- und Währungsunion unter-
stützt, so machte Finanzminister Maystadt im März 1990 darauf aufmerksam, daß
die Budgetdisziplin nicht der einzige Bereich multilateraler Überwachung in der
Währungsunion sein kann. So besteht hier z. B. eine enge Verbindung zwischen
der Budgetdisziplin und der Steuerharmonisierung. Nach belgischer Auffassung
muß die Wirtschaftspolitik in all ihren Dimensionen kompatibel mit den makro-
ökonomischen Zielen, die von der EG vorgeschlagen werden, sein13. Die Wirt-
schafts- und Währungsunion läßt sich erfolgreich nur realisieren, wenn ein Kon-
sensus zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten existiert, d.h. sie
sich in ihrer tatsächlichen Politik von den gleichen Grundvorstellungen und
Zielen leiten lassen. Dazu gehört vor allem der Grundkonsens über die marktwirt-
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schaftliche Ausgestaltung des wirtschaftlichen Ordnungsrahmens. In diesem
Rahmen sind folgende, politisch abzusichernde Ziele sichtbar:
— flexible und offene Märkte nach innen und außen;
— dauerhafte Sicherung der Geldwertstabilität als Basis für anhaltendes Wirt-

schaftswachstum und soziale Stabilität;
— Sicherung der Haushaltsdisziplin in allen Mitgliedstaaten;
— Subsidiarität und Föderalismus zur Bewahrung der Gemeinschaft;
— Parallelität von wirtschafts- und währungspolitischen Integrationsfortschritten.
Durch die Ankoppelung des belgischen Franc an die Deutsche Mark hofft man,
die belgischen Zinssätze zu senken wie man auch die Staatsverschuldung dadurch
reduzieren will. Jedoch kann dieses Konzept nur gelingen, wenn auch in Deutsch-
land die Zinsen nicht steigen und die Inflation eingedämmt bleibt14.

Belgien und die deutsche Frage

Die Öffnung der Berliner Mauer am 9. November 1989 hat das Problem der
deutschen Frage mit einem Schlag virulent werden lassen. Belgien hat sich in den
Erklärungen von NATO und EG, die das Thema der deutschen Vereinigung
beinhalteten, immer zur deutschen Einheit bekannt. Doch die 50jährige Wieder-
kehr des Ausbruchs des Zweiten Weltkrieges brachte auch den Überfall Hitler-
Deutschlands auf das neutrale Belgien in Erinnerung zurück, so daß zumindest
bei einem Teil der belgischen Öffentlichkeit ein ambivalentes Gefühl entstand.

Die neue politische Lage nach dem Zusammenbruch der Systeme des real
existierenden Sozialismus in den osteuropäischen Staaten und die Öffnung der
Grenzen der DDR nach Westen ließ nun die deutsche Einheit zum wichtigsten
Tagesordnungspunkt auf der internationalen Agenda werden. Man hat in Belgien
die Gefahren eines einheitlichen, großen, nicht eingebundenen Deutschlands
erkannt und deshalb sofort den Einigungsprozeß unterstützt. Premierminister
Martens gab sich überzeugt, daß die Bundesrepublik unter der Führung von
Bundeskanzler Kohl den Integrationsprozeß in Westeuropa weiter fördere und ein
vereintes Deutschland ebenso fest wie die alte Bundesrepublik in der EG ver-
ankert bliebe . Nach Auffassung der belgischen Regierung mußte es der Bundes-
republik ermöglicht werden, dem Dilemma zu entweichen, sich entweder für die
Verbindung mit der DDR oder die Mitgliedschaft in NATO und EG einzusetzen.
Die westlichen Partner sollten daher — so der belgische Außenminister Eyskens
— deutlich machen, daß sie prinzipiell nicht gegen eine Wiedervereinigung wären.
So wurde auch vom Europäischen Rat in Straßburg am 9. Dezember 1989 eine
Erklärung verabschiedet, die den belgischen Überlegungen Rechnung trug. Die
Erklärung enthält alle für die deutsche Vereinigung notwendigen Elemente,
indem sie die Fortsetzung des Demokratisierungsprozesses in der DDR wünscht
und das Recht auf Selbstbestimmung für die Deutschen niederlegt. Auch die
Oder-Neisse-Linie soll als verbindliche Grenze zwischen Deutschland und Polen
festgelegt werden. Die belgische Regierung sieht es als für das eigene politische
System unabdingbar an, daß Deutschland in der EG bleibt.
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Finanzminister Maystadt begrüßte zwar die deutsche Vereinigung, nicht zuletzt
da Belgien aufgrund des beträchtlichen Handels mit der Bundesrepublik am
meisten von dem neuen großen deutschen Wirtschaftsraum profitieren dürfte.
Doch könnten auch in manchen Bereichen die Grenzen der Produktionskapazitä-
ten sowohl in Belgien als auch in Deutschland erreicht werden, so daß sich daraus
wiederum inflationäre Entwicklungen ergeben könnten. Auch befürchtete die
belgische Regierung eine Zunahme der Haushaltsausgaben in der Bundesrepublik
Deutschland, um die riesigen Aufgaben in der DDR zu finanzieren. Maystadts
Sorge war, "daß dabei ausschließlich die Geldpolitik eingesetzt wird und zusätzli-
che Ausgaben des Staates hauptsächlich durch Anleihen statt durch höhere
Steuereinnahmen oder die Verringerung anderer Haushaltsposten finanziert
werden. Das würde zwangsläufig zu einer Anhebung der Zinssätze führen"16. Da
Belgien aber seinen Franc eng an die Deutsche Mark bindet, könnte eine Erhö-
hung der Zinssätze um einen Prozentpunkt für ein volles Kalenderjahr Mehr-
ausgaben für den belgischen Staat von 1,2 Mrd. DM bewirken. "Das wären 0,5%
des belgischen Bruttosozialprodukts. Belgien, das ungefähr ein Drittel seiner
Haushaltsausgaben für die Bedienung seiner öffentlichen Schuld aufwendet, ist
also besonders anfällig für die indirekten Auswirkungen der deutschen Vereini-
gung auf die Zinssätze" . In der öffentlichen Meinung Belgiens wird die deutsche
Einheit mehrheitlich positiv bewertet. Zwar liegt die Zustimmung im Frühjahr
1990 zur deutschen Einigung mit 58% deutlich unter dem EG-Durchschnitt von
71%, jedoch liegt sie klar über dem Wert Luxemburgs (51%) wie auch dem Wert
Dänemarks (56%). Allerdings reduzierten sich diese Werte im Verlauf des Jahres
1990.

Niederlande

Die Europapolitik der Niederlande ist insbesondere durch die Problemkreise der
Politischen Union, der Wirtschafts- und Währungsunion sowie der deutschen
Einigung gekennzeichnet. Als ein den supranationalen Integrationsprozeß immer
förderndes Land fanden die neuen Impulse im europäischen Einigungsprozeß in
den Niederlanden große Zustimmung. Gerade angesichts der Umwälzungen in
Ost- und Mitteleuropa sowie der deutschen Einigung hielten die Niederlande die
Beschleunigung des europäischen Integrationsprozesses für erforderlich. In ihrer
jährlichen Thronrede kennzeichnete Königin Beatrix die niederländischen Vor-
stellungen, als sie erklärte, daß gewisse nationale Politikbereiche auf die Gemein-
schaft übertragen werden könnten und daß die Position des Europäischen Parla-
ments gestärkt werden sollte, insbesondere im Verhältnis zur Kommission . Es
ist ein besonderes Anliegen der Niederländer, das Demokratiedefizit der Gemein-
schaft zu überwinden. In zwei Noten vom Juni und Oktober 1990 legte die Regie-
rung ihre Vorstellungen über die Kompetenzveränderungen zwischen den Orga-
nen der Gemeinschaft vor19. Danach soll sowohl die Position der Kommission als
auch die des Parlaments gestärkt werden, ohne daß die Stärkung des einen zur
Minderung der Rolle des anderen führen soll. Allerdings liegt die augenblickliche
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Priorität der Regierung in der Stärkung der Kommission, da sie die Zeit noch
nicht als reif dafür sieht, daß das Parlament jetzt schon das volle Recht zur Ko-
Initiative im Legislativ-Prozeß besitzen sollte. Die niederländische Regierung
befürchtet, daß dadurch die Position der EG-Kommission untergraben werden
könnte . Die niederländische Regierung plädiert für eine vorsichtige Stärkung
des Parlaments im Zusammenarbeitsprozeß mit der Kommission, jedoch genau
darauf achtend, daß die Rolle der Kommission nicht gemindert wird . Die
Erweiterung der Kompetenzen des Parlaments muß vor dem Hintergrund erfol-
gen, daß mit zunehmender Übertragung von Kompetenzen auf die Gemeinschaft
der Einbau von demokratischen Kontrollmöglichkeiten immer wichtiger werde22.
Die Stärkung der Kommission soll durch eine Reduzierung der Kommissare
erfolgen, um das Gremium zu einem effizienten Steuerungs- und Arbeitsinstru-
ment der EG zu machen. Natürlich würde dies — sozusagen als ein Nebenprodukt
— gleichzeitig auch die Position der großen EG-Staaten relativieren. Die nieder-
ländische Präferenz zielt auf eine Kommission, die sich als ein Gemeinschafts-
gremium von Gleichen versteht und in der somit der Präsident nur primus inter
pares sein soll. Wenn die Kommissare erst einmal gewählt sind, sollte zwischen
dem Präsidenten und ihnen kein Unterschied mehr bestehen. Dieses Modell
erinnert an die niederländische Regierung, in der von der Verfassung her der
Premierminister ebenfalls nur die Funktion eines Ersten unter Gleichen ausübt.
Allerdings haben die Niederlande damit gerade in der Europapolitik ihre Proble-
me, wie die Auseinandersetzungen zwischen Premierminister Lubbers und Außen-
minister van den Broek zeigen. Die Idee, einen Präsidenten ohne besondere
Rechte einzusetzen, widerspricht auch der Erfahrung, daß gerade einzelne, sehr
dynamische Kommissionspräsidenten sich als ein Gewinn für die Gemeinschaft
erweisen können.

Vehement opponierten die Niederlande gegen den deutsch-französischen
Vorschlag vom Dezember 1990, dem Europäischen Rat mehr Rechte im Ent-
scheidungsprozeß der Gemeinschaft zuzugestehen . Die Niederlande befürchten
in der Stärkung des Europäischen Rates eine Schwächung der ordentlichen Ent-
scheidungsprozeduren innerhalb der Gemeinschaft. Gerade der supranationale
Charakter würde durch eine Kompetenzausweitung zugunsten des Europäischen
Rates verloren gehen, da notwendigerweise Parlament und Kommission dadurch
geschwächt werden müßten. Die Niederlande sehen sich insbesondere durch die
Deutschen getäuscht, die durch den gemeinsamen Entwurf mit Frankreich das
Kondominium der Großen festschreiben wollen . Der Vorschlag von Mitterrand
und Kohl nimmt nach niederländischer Auffassung der EG die Chance, sich zu
einer wahren Kenföderation zu entwickeln. Natürlich steckt dahinter die Befürch-
tung, daß die Rolle der Kleinen — und damit auch der Niederlande — noch weiter
reduziert wird.
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Die Haltung zur Wirtschafts- und Währungsunion

Nach niederländischer Auffassung wird eine Wirtschafts- und Währungsunion
durch die vollständige Integration der Wirtschafts- und Geldpolitik, durch eine
gemeinsame Währung und gemeinsame währungspolitische Autoritäten gekenn-
zeichnet. Zentrales Element der Währungsunion ist die Zentralbank. Die Nieder-
lande sehen es als wesentlich an, daß die Europäische Währungsunion auf der
Basis der gemeinsamen Vorstellungen der EG-Partner vom März 1971 basiert25.
Entsprechend den niederländischen Vorstellungen müssen folgende Aspekte bei
der Realisierung der Wirtschafts- und Währungsunion berücksichtigt werden:
1. Anstelle der nationalen Währungen muß eine einzige europäische Währung

geschaffen werden. Wenn dies erfolgt ist, wird es die wichtigste Aufgabe der
Europäischen Zentralbank (EZB) sein, die Stabilität der Europawährung
ebenso zu gewährleisten wie die Stabilität der Preise. Eine weitere wichtige
Funktion der EZB wird die Festlegung der Wechselkurse gegenüber Dritt-
währungen sein. Die EZB sollte darüber hinaus auch die Verantwortung für
die oberste Kreditaufsicht besitzen.

2. Die niederländische Regierung setzt sich für eine vollkommen unabhängige
Europäische Zentralbank ein, die die Geldpolitik autonom, ohne jeglichen
Einfluß politischer Institutionen, bestimmen können muß.

3. Über die Struktur der EZB besteht noch keine definitive Klarheit. Um al-
lerdings die Unabhängigkeit der EZB gewährleisten zu können, muß auch
geprüft werden, welche ökonomischen Kompetenzen bei den Nationalstaaten
verbleiben können, und wenn diese Kompetenzen auf die EG transferiert
werden, wie die demokratische Kontrolle darüber ausgeübt werden soll.

Voraussetzung für eine erfolgreiche Währungspolitik ist nach niederländischer
Auffassung eine Verbesserung der Koordination der Budgetpolitik. Gerade bei
der Aufstellung der öffentlichen Haushalte können makroökonomische Ziele wie
Preisstabilität, Beschäftigung, Wachstum und außenwirtschaftliches Gleichgewicht
in höchstem Maße beeinflußt werden. So sollten nach niederländischer Auffas-
sung exzessive Budgetdefizite nicht erlaubt werden, da sie sich kontraproduktiv zu
den makropolitischen Zielen auswirken würden. Die Liberalisierung des Kapitals
innerhalb der Europäischen Gemeinschaft, 1988 vom Europäischen Rat beschlos-
sen, wird von der niederländischen Regierung als ein ganz wesentlicher Schritt
auf dem Weg zu einer Europäischen Währungsunion gewertet .

Die Niederlande und die deutsche Frage

In keinem anderen westeuropäischen Nachbarland hat der Zweite Weltkrieg und
die Besatzung Deutschlands so nachhaltige Spuren hinterlassen wie in den Nie-
derlanden. 45 Jahre nach Kriegsende sind die Verbrechen, die während der
deutschen Besatzung in den Niederlanden begangen worden waren, noch nicht
vergessen. "Der Besatzungsschock war für die Niederlande größer als etwa für
Frankreich und Belgien, weil man hier keinen Ersten Weltkrieg gekannt und seit
Generationen hinter Windschutzscheiben die stürmische Konfrontation der
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anderen erlebt hatte, wobei man sich gänzlich auf die inneren Angelegenheiten
konzentrierte. Doch die Tiefe des Schocks wird nur verständlich, wenn man sich
außerdem die spezifische politische Kultur der Niederlande vergegenwärtigt, die
enge Bindung des Politischen an moralische Maßstäbe und Grundsätze. Eine
Bindung, die bei allen Gegensätzen und Konflikten Gewalt immer ausschloß".
Vor diesem Hintergrund ist es zu erklären, daß in den Niederlanden eine sehr
kritische Haltung gegenüber der Bundesrepublik Deutschland vorherrscht. Ange-
sichts der Öffnung der Berliner Mauer wurden die Vorbehalte gegenüber den
Deutschen wieder öffentlich thematisiert. So appellierte Maartn Brands, Professor
für Neue Geschichte an der Freien Universität von Amsterdam und Berater von
Außenminister van den Broek, in einer Diskussionsveranstaltung im November
1989 an seine niederländischen Landsleute, aufzuhören, die deutsche Jugend für
die Verbrechen des Nationalsozialismus verantwortlich zu machen. Brands be-
fürchtete, daß sich die Niederlande mit ihrer abweisenden Haltung gegenüber
Deutschland in die Isolierung begeben könnten28. Und in der Tat sind nicht nur
in der niederländischen Bevölkerung, sondern auch in der politischen sowie der
meinungsbildenden Elite antideutsche Gefühle nach wie vor vorhanden. So ist die
Meinung über die Bundesrepublik Deutschland überwiegend negativ. Und je
höher der formale Bildungsabschluß, um so schlechter wird über die Deutschen
und ihr Land gedacht. Besonders betont werden muß dabei, daß gerade in der
jüngeren Generation das Deutschlandbild überwiegend negativ ist. Je jünger die
Niederländer sind, desto größer sind die negativen Vorurteile gegenüber Deutsch-
land . Und auch in der meinungsbildenden Klasse sind antideutsche Gefühle
noch sehr stark vorhanden, die mitunter bei der politischen Beurteilung eine
Rolle spielen. So wurde in einer Umfrage des einflußreichen Wochenmagazins
Elsevier im Frühjahr 1990 ermittelt, daß bei fast zwei Dritteln der Mitglieder des
niederländischen Parlaments antideutsche Gefühle existieren. Bei 85% ist die
Erinnerung an die Besatzungszeit noch gegenwärtig. Besonders auffallend ist
dabei, daß bei den nach 1950 geborenen mehr als die Hälfte noch antideutsche
Gefühle haben . Um so mehr überrascht es, daß bei der von der EG-Kommission
im Frühjahr 1990 durchgeführten Umfrage 59% der Niederländer sich für die
deutsche Vereinigung aussprachen.

Die Rolle Deutschlands in einem europäischen System darf nach Auffassung
der Niederländer keine unabhängige, freischwebende, neutrale, d. h. eine zwischen
Ost und West vermittelnde, sein. So sprach sich im Februar 1990 die Zweite
Kammer mit überwältigender Mehrheit dafür aus, daß das vereinte Deutschland
nicht neutral sein darf und die Oder-Neisse-Grenze als polnische Westgrenze
seitens Deutschland definitiv anerkannt werden muß31. Nach Ansicht von Pre-
mierminister Lubbers darf ein vereintes Deutschland nicht nur nicht neutral sein,
sondern muß auch Mitglied der NATO wie auch der Europäischen Gemeinschaft
sein. Das neue Deutschland wäre auf diese Weise in zwei erfolgreiche'inter-
nationale Organisationen integriert und somit könnte eine eigenständige Entwick-
lung Deutschlands, ein Alleingang, den alle nicht wollten, verhindert werden" .
Die niederländische Regierung sah Anfang 1990 die Lösung der deutschen Frage
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am besten geregelt in der schnellen Schaffung einer Politischen Union sowie der
Übertragung der Zuständigkeiten für Außen- und Sicherheitspolitik an diese
Union. Nicht zuletzt deshalb setzte sich die Regierung Lubbers sehr stark für die
zweite Regierungskonferenz 1990 ein, die über die Zukunft der Union entschei-
den wird.

Luxemburg

Die Europapolitik des Großherzogtums wurde durch die Präsidentschaft des
kleinen Landes in der ersten Jahreshälfte 1991 geprägt. Luxemburg als traditionell
die europäische Integration förderndes Land hatte bereits bei seiner letzten
Präsidentschaft 1985 wesentlich zum erfolgreichen Zustandekommen der Ein-
heitlichen Europäischen Akte beigetragen und schickt sich auch gegenwärtig an,
die beiden Konferenzen über die Wirtschafts- und Währungsunion sowie die
Politische Union entscheidend voranzubringen. "Zu den Eigenschaften, die die
Luxemburger besonders für ihre Aufgabe befähigen, gehört neben ihrem traditio-
nellen europäischen Engagement und ihrer langjährigen EG-Erfahrung vor allem
die Fähigkeit, sich sowohl in die Denkweise der romanischen wie der nördlichen
EG-Partner einfühlen zu können. Ihre Kompromißvorschläge werden vielfach
auch ernster genommen als die der anderen EG-Partner. Sie sind nämlich nicht
so leicht dem Verdacht ausgesetzt, eigenen Interessen zu dienen, wie die der
großen Nachbarn"33. Für ein Land, dessen diplomatisches Korps einschließlich der
Botschafter im Ausland nur 44 Mitglieder umfaßt und in dessen Außenministeri-
um auf mittlerer und unterer Ebene nur 54 Mitarbeiter beschäftigt sind, ist die
Präsidentschaft eine ungeheure Herausforderung, arbeiten doch während eines
Halbjahrs etwa 300 Experten- und Arbeitsgruppen34. Doch bietet die Präsident-
schaft gerade einem kleinen Land wie Luxemburg die Möglichkeit, sein Gewicht
innerhalb der EG durch den Nachweis von administrativer Kompetenz sowie
durch geschicktes politisches Handeln zu stärken. Premierminister Santer versteht
die Aufgabe Luxemburgs während der Präsidentschaft in der Rolle des ehrlichen
Vermittlers, mit dem Ziel der Um- bzw. Neugestaltung des europäischen Kon-
tinents — "in die Vielfalt der gegensätzlichen Standpunkte innerhalb dieser Ge-
meinschaft von verschiedenen Völkern und Nationen eine einheitliche Dimension
zu bringen . So sieht Luxemburg seine Hauptaufgabe in der Vollendung des
Binnenmarktes, wobei das Großherzogtum vor allem jenen Bereichen besondere
Aufmerksamkeit widmet, bei denen in den letzten Jahren Verzögerungen aufge-
treten sind: das Veterinärwesen und der Pflanzenschutz, die Freizügigkeit und die
Steuerpolitik. Besonders wichtig für Luxemburg ist natürlich die Steuerpolitik, da
Luxemburg durch seine Politik den internationalen Banken das lukrative Euro-
kreditgeschäft ermöglicht und die Anlageberatung und Vermögensverwaltung zu
einem zweiten Standbein ausgebaut hat .

Den zweiten Schwerpunkt will die luxemburgische Präsidentschaft auf die
soziale Dimension legen. Sie beabsichtigt, insbesondere Fortschritte auf dem
Gebiet des Gesundheitsschutzes und der Sicherheit am Arbeitsplatz zu bewirken.
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Dafür schlug Luxemburgs Arbeitsminister Jean Claude Juncker ein dreistufiges
Vorgehen vor: "Zunächst sollte das 'Greifbare' im Sozialbereich auf Grundlage
der Art. 118 a und 100 a (qualifizierte Mehrheit) verabschiedet werden. Anschlie-
ßend sollte Konsens in den schon auf dem Tisch liegenden Sozialrichtlinien
angestrebt werden. Drittens müsse daran gearbeitet werden, die Vorschriften zur
Integration im Sozialbereich bei der Revision der Römischen Verträge auf glei-
ches Niveau mit denen zur Wirtschaftsintegration zu heben .

Demokratisierung der Institutionen und Schaffung der Politischen Union

Luxemburg setzt sich für ein entschlossenes Vorgehen in Richtung Europäische
Union ein und lehnt eine Erweiterung um jeden Preis ab . Für Premierminister
Santer bleibt die Resolution des Politischen Büros der EVP vom 6. Dezember
1989 Richtschnur, "daß das Ziel einer Einigung Gesamteuropas die Weiterent-
wicklung und Vertiefung des Integrationsprozesses innerhalb der Gemeinschft
nicht zur Disposition stellen darf. Im Gegenteil: Es kommt jetzt darauf an, die
Integration zu beschleunigen. Denn der Erfolg bei den Bemühungen um die
Konstituierung der Europäischen Union bleibt die Voraussetzung sowohl für die
Überwindung der Teilung Europas, als auch für die Bewältigung der großen
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Probleme, die von den
sozialistischen Regimes in Mitteleuropa nach ihrem Bankrott hinterlassen wur-
den"39. Doch sieht die luxemburgische Regierung noch viele Probleme hinsichtlich
der Realisierung der Politischen Union, so daß Außenminister Jacques Poos für
die Politische Union eher den Begriff "Zweite Europäische Akte" vorschlägt. Poos
befürwortet ein pragmatisches und evolutionäres Herangehen, um die Gemein-
schaft zu demokratisieren und ihre Tätigkeit effizienter zu gestalten. Im Grunde
sei dafür das institutionelle Gleichgewicht geeignet. Natürlich müssen dem Euro-
päischen Parlament auch im Verständnis der Luxemburger Regierung mehr
Rechte eingeräumt werden, wobei Luxemburg an die Ausweitung des Zusammen-
arbeitsverfahrens auf alle vom Rat mit qualifizierter Mehrheit zu entscheidenden
Fragen denkt. Auch könnte die Zahl der Fälle, in denen das Parlament seine
Zustimmung und nicht nur seine Stellungnahme abgeben müsse, erweitert werden.
Schließlich wäre auch ein Investiturverfahren im Europäischen Parlament für den
Kommissionspräsidenten wie auch die übrigen Kommissionsmitglieder denkbar .
Allerdings sollte das Europäische Parlament noch kein echtes Initiativrecht
erhalten, da dies nach Ansicht von Premierminister Santer verfrüht wäre41. Im
Ministerrat könnte die Liste der Entscheidungen, die mit einfacher oder qualifi-
zierter Mehrheit getroffen werden, durch eine Erweiterung der Positivliste oder
durch eine Liste der dem Einstimmigkeitsprinzip vorbehaltenen Entscheidungen
erweitert werden . Premierminister Santer fordert für die Politische Union neue
Zuständigkeiten, besonders in der Außen- und Sicherheitspolitik, gerade vor dem
Hintergrund der internationalen Krisen. "Meines Erachtens versteht es sich von
selbst, daß die Außen- und Sicherheitspolitik der Gemeinschaft ä priori keines der
traditionellen Elemente der Außenpolitik ausklammern darf. Die überalterte
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Trennung zwischen politischer Zusammenarbeit und gemeinschaftsspezifischer
Fragen muß aufgehoben werden"43.

Die Sitzfrage

Da auf belgisches Drängen eine Entscheidung über den endgültigen Sitz zugun-
sten Brüssels möglichst 1990/91 herbeigeführt werden sollte, war Luxemburg aufs
höchste sensibilisiert. Bereits im Februar 1990 haben sich die sechs luxemburgi-
schen Abgeordneten des EP in einem Brief an die Straßburger Oberbürgermeiste-
rin mit ihren Bemühungen solidarisch erklärt, sich einer Konzentration der
Tätigkeit des Europäischen Parlaments auf Brüssel zu widersetzen. Die luxembur-
gische Regierung macht in der Sitzfrage juristische Gründe geltend und verweist
in diesem Zusammenhang auf den Fusionsvertrag von 1965, der Luxemburg
Kompensation für den Verlust der Hohen Behörde — die in der EG-Kommission
in Brüssel aufging — zuweist. Die luxemburgische Regierung wendet sich gegen
einen einheitlichen Sitz der Institutionen der EG, signalisiert allerdings auch
Kompromißbereitschaft. So erklärte Premierminister Santer: "Wir sind aber bereit,
auch über die Verteilung der Dienststellen des Sekretariats des Parlaments
nachzudenken, sie mit einzubeziehen — unter der Bedingung, daß wir ein Recht
auf politische, nicht nur numerische Kompensation erhalten. Die können wir nur
durch das Europäische Markenamt und die Zentralbank erhalten .

In der weiteren Entwicklung der EG steht für das Großherzogtum viel auf dem
Spiel. Gemessen an der Einwohnerzahl ist das Land überproportional in Rat,
Parlament und Kommission vertreten. Durch die Praktizierung der Einstimmig-
keitsregel im Rat besitzt das Land ein effektives Mittel, Entscheidungen der
Gemeinschaft zu blockieren, so z. B. in den wichtigen Fragen der Harmonisierung
der Steuern. Sollte die Reform der EG zu einer Veränderung des Abstimmungs-
verhaltens im Rat führen, so dürfte auch die Position des Großherzogtums davon
nicht unberührt bleiben.
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